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„Bei der nächsten
Rezessionmüssen
wirwieder zittern“

INTERVIEW. Griechenland verlässt heute
offiziell den Euro-Rettungsschirm.

Ist das Drama damit tatsächlich beendet?
Die Griechen haben „Gewaltiges“ geleistet,
betont Ökonom Christian Keuschnigg,
der aber weiterhin Risiken sieht.

Von Manfred Neuper

Gerade die besten Köpfe haben
Chancen anderswo.Wenndiese
das Land verlassen, ist es tra-
gisch. Vielen tüchtigen Grie-
chen fehlt offensichtlich selber
das Vertrauen in die Zukunft.
Eine Wende ist eingeleitet. Es
braucht jedoch noch gewaltige
Anstrengungen. Sie sind es
wert. Nicht nur die Familien
sollen sich für ihre Kinder ein
Leben lang abstrampeln. Auch
der Staat muss investieren und
ihnen eine solide Wirtschaft
hinterlassen. Dann werden die
jungen Talente wieder zu Hau-
se ihrenWeg suchen.

Viele Bürger der Eurozone fra-
gen sich, wie viele Milliarden aus
den Hilfspaketen womöglich nie
zurückgezahlt werden. Ist das
eine berechtigte Sorge?
Die Sorge ist berechtigt. Wenn
man sein Geld zurückhaben
will, muss man auch darüber
nachdenken, dass es beim
Schuldner gut läuft, anstatt nur

Spielraum. Bei der nächstenRe-
zession müssen wir wieder zit-
tern. Die Gläubiger sind inzwi-
schen die EZB, der Rettungs-
schirmunddie anderenStaaten.
Diese wollen die marktwirt-
schaftlichen Prinzipien nur bei
den privaten Gläubigern, aber
nicht bei sich selber anwenden.
In dieser Situation braucht es
einen Schuldenschnitt, damit
möglichst viel von der verblei-
benden Schuld verlässlich zu-
rückkommt. Trotz Zinsnachlass
knebelt die heutige Situation
Griechenland für mindestens
ein halbes Jahrhundert. Dawird
jedes Vertrauen in die Zukunft
schwer. Ich glaube, es ist eine
verschleppte Insolvenz.

Trotz kleiner Lichtblicke ist
noch immer fast jeder fünfte Grie-
che arbeitslos. Mehr als 400.000
gut ausgebildete junge Men-
schen haben das Land verlassen.
Wie sehen Sie die Zukunftsper-
spektiven des Landes?

notwendig werden, könnte die
Politik der Frustration in der
Bevölkerung nachgeben und
die Zügel schleifen lassen. Das
würde dasVertrauen der Sparer
und Unternehmen und der aus-
ländischen Investoren schwer
beschädigen. Die Krise wäre
wieder da.

In welchen Bereichen ist der
griechische Staat besonders ge-
fordert?
Es gibt noch viel zu tun. Vor al-
lem: Der Staat muss weiter spa-
ren und Geld freischaufeln, um
mehr in die Zukunft zu investie-
ren und die Wirtschaft und Fa-
milien besser zu unterstützen:
Rechtssicherheit, klares Steuer-
system, Bürokratieabbau, gute
Schulen, digitale Infrastruktur,
mehr Investitionen in die For-
schung usw. Auch in der Euro-
zone gilt: Der einzige Weg zu
mehrWohlstand ist Bildung, In-
novation, harte Arbeit und Ver-
trauen in den Staat.

Der griechische Schuldenberg
gemessen an der Wirtschaftsleis-
tung beträgt 180 Prozent, so viel
wie nirgends sonst in Europa. Ist
das das größte Problem der grie-
chischen Wirtschaft?
Das ist klar zu viel. Es gibt null

Nach mehr als achtjährigem
Hoffen und Bangen ver-
lässt Griechenland heute

offiziell den Euro-Rettungs-
schirm. Ist das eine gute Nach-
richt, ist der griechische Patient
genesen?
CHRISTIAN KEUSCHNIGG: Die
Nachricht ist gut. Die Griechen
haben Gewaltiges geleistet. Sie
haben ein riesiges Fiskaldefizit
beseitigt. Die Steuern sind hö-
her, die Ausgaben niedriger, das
ist ein gewaltiger Verzicht. Sie
haben ihre Wettbewerbsfähig-
keit mit einer Lohnkorrektur
stark verbessert. Der Touris-
mus boomt, sie können wieder
was verkaufen. Jetzt wächst die
Wirtschaft. Die Arbeitslosig-
keit sinkt. Der Bankensektor
wurde mit europäischem Geld
mit genug Eigenkapital ausge-
stattet und ist wieder stabil.
Aber Griechenland ist bei Wei-
tem noch nicht stark genug.

Sehen Sie eine Rückfallgefahr?
Momentan übertüncht die eu-
ropaweit gute Wirtschaftslage
alle Probleme. Der Test ist die
nächste Rezession. Die Rück-
fallgefahr ist nach wie vor groß.
Im Budget ist kein Spielraum.
Wenn die Arbeitslosigkeit wie-
der steigt und neue Sparrunden
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abgebaut, die Banken haben
ihre Überschuldung reduziert,
der Süden hat seine Wettbe-
werbsfähigkeit verbessert, Kri-
senschirm und Bankenunion
sind eingerichtet etc. Europa ist
krisensicherer geworden. Aber
es muss noch weitergehen. In
manchen Ländern stockt es lei-
der. Heute geht die größte Ge-
fahr von Italien aus.

Wie steht es um den pädagogi-
schen Wert des griechischen Dra-
mas für die anderen Euroländer
und ihre Haushaltsgebarungen,
haben wir, auch in Österreich, ge-
nug aus dieser Krise gelernt?
Der Süden hat Gewaltiges ge-
leistet. Solche Reformen wären
bei uns nicht möglich. Offen-
sichtlich braucht es eine wirkli-
che Krise, damit in der Politik
was vorwärtsgeht. So weit soll-
ten wir es aber nicht kommen
lassen. Der Staat muss investie-
ren und die Zukunft für die
nächsten Generationen im
Blick haben, anstatt kurzsichtig
den schnellen politischen Vor-
teil zu suchen. Der Erfolg des
Euro als gemeinsames Projekt
wird in den Mitgliedsstaaten
gemacht. Nur wenn sich jedes
Land selber fit macht, kann der
Euro gelingen.

Es gab keine Alternative. Die
Krise war die Folge davon, dass
frühereGenerationenweit über
ihre Verhältnisse gelebt haben
und der Rest der Eurozone
nicht hingeschaut hat. Klar war
es das wert, sonst gäbe es heute
keine Zukunft mehr. Der Ein-
kommensverlust ist die Rück-
führung auf das Niveau, das
Griechenland selber erwirt-
schaftenkann. Es kannnicht der
griechische Stolz sein, sich den
Wohlstand von anderen bezah-
len zu lassen und so von ande-
ren abhängig zu werden. Jeder
Wohlstand muss auf Dauer
selbst erwirtschaftet werden.

Ist die Eurozone durch die Er-
fahrungen aus dieser, teilweise ja
auch höchst umstrittenen Ret-
tungspolitik insgesamt krisensi-
cherer geworden?
Die Situation ist heute ungleich
besser als 2008. Es gab große
ReformenundKorrekturen:Die
Staaten haben Budgetdefizite

zuzuschauen. Die hohe Schuld
knebelt Griechenland auf Jahr-
zehnte. Die schwierige Frage
ist: Lasse ich etwas von der
Schuld nach, damit wenigstens
der Rest sicher zurückkommt?

Jahrelang war der Begriff des
„Grexit“, also der Abschied Grie-
chenlands vom Euro, sehr prä-
sent. Wie groß war die Gefahr ei-
ner solchen Entwicklung wirklich,
wie nah war der Abgrund?
DerBrexit ist passiert, und zwar
ohne zwingenden Grund. In
GriechenlandwarendieProble-
me weit größer. Die Gefahr war
sehr real. Sie wird wieder akut
werden, wenn die nächste Re-
zession in Europa da ist.

In Griechenland schnellte in der
Akutphase der Krise die Arbeits-
losigkeit auf mehr als 25 Prozent
hinauf, die Bürger verloren teils
mehr als 25 Prozent ihres Ein-
kommens. War es das alles wirk-
lich wert?
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Keuschnigg: „Solche
Reformen wären bei
uns nicht möglich“APA,AP

GRIECHENLAND-PAKETE

2010mussteGriechenland
erstmals umHilfe bitten.

Als Griechenland im Jahr
2010 das erste Mal seine

Partner um Hilfe bat, stand
das Land direkt vor der Pleite.
Der Hauptgrund: Das Land
hatteüberJahrehemmungslos
Schulden gemacht und finan-
zierte 2009 schließlichbereits
weit über 15 Prozent seines
Staatshaushalts über teure
Kredite. Die folgenden Jahre
überlebte Griechenland nur
mühsam am Tropf seiner eu-
ropäischen Partner und des
InternationalenWährungs-
fonds (IWF) – die dem Land
strenge Auflagen als Bedin-
gung für Hilfen stellten. Das
erste Hilfsprogramm hatte
2010 ein Volumen von 80Mil-
liarden Euro an bilateralen
Kredithilfen, am Ende ausge-
zahlt wurden knapp 53 Milli-
arden Euro. Hinzu kamen
zweistellige IWF-Milliarden-
kredite. Abgelöstwurden die-
seHilfen imMärz 2012 von ei-
nem zweiten Paket – ausge-
zahlt wurden knapp 142Milli-
arden Euro. Private Banken-
Gläubiger mussten sich flan-
kierend beteiligen und Forde-
rungen von 107 Milliarden
Euro abschreiben.
AlsGriechenlandauch2015

finanziell noch nicht auf eige-
nen Beinen stehen konnte,
schloss sich das dritte Pro-
gramm an, das nun heute mit
ausgezahlten Kredithilfen
von 62 Milliarden Euro – et-
wasweniger als die zugesagte
Obergrenze – zu Ende geht.
Unterm Strich summieren

sich dieGesamthilfen aller Pa-
kete auf 273,7MilliardenEuro.
Die österreichischen Haftun-
gen im Zuge der Rettungspa-
kete liegen übrigens noch bei
10,6 Milliarden Euro.

Mehr als 273
Milliarden Euro
in acht Jahren
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